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16. KARTENZEICHEN FÜR DIE BAYERISCHEN FLURKARTEN 
 
16.1.  Flurstücksnummer 
   
16.2.  Flurstücksgrenze 

 
 
 
 

 
 

  

 
17. VERSCHIEDENES 
 
17.1.  Höhenschichtlinien - Abstand 1m 

 
 
 

17.2.  Bemaßung 
 
 

17.3.  Gewidmete Straße 
 
 

17.4.  Grunddienstbarkeit –  
Geh- und Fahrtrecht wird eingetragen 
 
 
 

 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§1 bis 11 der BauNVO) 
 

1.11. Sondergebiete 
1.11.1.  Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO 

Zweckbestimmung: 
Anlage zur Stromerzeugung aus Sonnenenergie 
Zulässig sind: 
-Kollektoren mit Unterkonstruktion 
- Wechselrichter und Steuerungsgebäude mit Trafos und 
Geräteschuppen 

  - Einfriedung 
  - erforderliche Wegeflächen zur Erschließung 
   

3. BAUGRENZEN, BAUWEISE, BAULINIEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 
 

3.3.  Baugrenze - überbaubare Grundstücksfläche 
 
 
 
6. VERKEHRSFLÄCHEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
6.1.  Wirtschaftsweg 
 
 

9. GRÜNFLÄCHEN 
 ( § 9 Abs.1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 
 

9.1.  private Grünfläche,  
  extensive Wiese gem. Festsetzung 0.2.1. 
 
13. PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR 

MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT  (§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)  

 

13.1. Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Na-
tur und Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB) 
 

13.1.1.  Ausgleichsfläche für Bebauungs- und Grünordnungsplan
„Solarpark Ödgarten“ mit Nummerierung 
Die im Umweltbericht beschriebenen Maßnahmen sind 
durchzuführen 

 

13.2. Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und für die Erhal-
tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  sowie von Gewässern  

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB) 
 

13.2.1.  Einreihige Hecke zur Randeingrünung  
aus standortheimischen Gehölzen der Artenliste 

 
15. SONSTIGE PLANZEICHEN 
 

15.13.   Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs- 
und Grünordnungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB ) 

 

15.15.   Zaunlinie 
 

Vorentwurf:
Entwurf:
Änderung:
Bearbeitung:
Zeichnungsnummer:

21.04.2021
21.01.2022
07.10.2022

Loibl/Ascher
B 2021-3444/Satzung

Als Planunterlagen wurden amtliche Flurkarten der Vermessungsämter verwendet. Für eingetragene 
bestehende Gebäude wird daher hinsichtlich deren Lagerichtigkeit keine Gewähr übernommen.
Dieser Plan ist urheberrechtlich geschützt!
Eine Weiterverwendung - auch auszugsweise - ist nur mit Erlaubnis des Planfertigers gestattet.

PLANLICHE FESTSETZUNGEN VERFAHRENSVERMERKE

Landshut, den 17. März 2022

Dipl.-Ing. (FH) Christian Loibl

Markt:
Landkreis:
Reg.-Bezirk:

Geisenhausen
Landshut

Niederbayern
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0.1. Bebauung 
 

0.1.1. KONSTRUKTION UND BETRIEBSGEBÄUDE 
 

0.1.1.1. Konstruktion der Anlage:  
Die Solarmodule sind in aufgeständerter Montage zu konstruieren, Verankerung betonfrei, 
Höhe max. 3,80 m ab OK Gelände n. Fests. 0.1.1.4., Bodenabstand mind. 1,0 m 
Zur Blendreduzierung sind die Module entsprechend den Empfehlungen des Blendgutachtens von Zehn-
dorfer Engineering auszurichten. (sh. Gutachten - Kapitel 3.1 Blendreduzierende Maßnahmen, Abbil-
dungen 14 und 15 sowie Tabelle 1). Das Gutachten liegt der Begründung als Anhang bei. 

 

0.1.1.2. zulässige Gebäude und Einrichtungen: 
Grundfläche max. 100 m²,  Wandhöhe  max. 3,0 m ab OK Gelände n. Fests. 0.1.1.4. 

 Zulässige Dachformen Satteldach bis 30° DN, Pultdach bis 15° DN, Flachdach 
 

0.1.1.3. Zeitliche Nutzungsbegrenzung  
Die Nutzung des Sondergebiets ist ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
für den Bebauungsplan für einen Zeitraum von 30 Kalenderjahren zulässig. (Festsetzung nach § 9 Abs.
2 Nr. 1 BauGB). Eine Verlängerung der Nutzung ist gegebenenfalls durch den Betreiber rechtzeitig vor
Ablauf der Nutzungsdauer beim Marktgemeinderat zu beantragen.  

 

0.1.1.4. Höhenbezug  
Als unterer Bezugspunkt für die festgesetzten Höhen wird das bestehende Gelände in m. ü. NHN auf
Grundlage des amtlichen digitalen Geländemödells in 1 x 1 m Gitterweite der Bayerischen Vermes-
sungsverwaltung festgesetzt. 
 

0.1.2. GESTALTUNG DES GELÄNDES 
 

0.1.2.1. Das Gelände darf in seinem natürlichen Verlauf insbesondere im Bereich der Module nicht verändert
werden, damit das vorhandene Landschaftsrelief erhalten bleibt. Die zur Errichtung der Betriebsanlagen
und Zufahrt notwendigen Aufschüttungen oder Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von 50 cm zulässig.

 Im Bereich des aufgelassenen Wirtschaftswegs ist eine Auffüllung bis zur Oberkante des angrenzenden
Geländes zulässig. 

 

0.1.3. EINFRIEDUNGEN 
Örtliche Bauvorschrift gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 

 

0.1.3.1. Art: Einfriedungen im Bereich der Zaunlinien nach Planzeichen 15.15. sind zulässig 
als Maschendrahtzaun oder Metallzaun, maximale Höhe gesamt 2,40 m ab OK 
Gelände n. Fests. 0.1.1.4. 
Die Durchlässigkeit für kleine und mittelgroße Säugetiere ist zu gewährleisten. 
Dies kann entweder durch einen Mindestbodenabstand von 15 cm oder durch 
eine Maschenweite des Zauns von 10/10 cm in Bodennähe erreicht werden. 

0.1.3.2. Sockel/Mauern: unzulässig. 
 

0.2. Grünordnung 
 

0.2.1. private Grünfläche - extensives Grünland 
 Die Grünfläche nach Planzeichen 9.1. ist als extensive Wiese herzustellen, Ansaat mit autochthoner

Ansaatmischung, Herkunftsregion 16, Unterbayerische Hügel- und Plattenregion. Mahd 2 bis 3x pro
Jahr, Abtransport des Mähguts, keine Dünge- oder Pflanzenbehandlungsmaßnahmen. Eine Nutzung als
Weidefläche (z. B. Schafe) ist möglich.  

 

0.2.2. Beläge 
 Für die Zufahrten und Wege innerhalb der Anlage sind nur wasserdurchlässige Beläge wie Schotterra-

sen oder wassergebundene Decke zu verwenden.  
 

0.2.3. Artenschutz 
 Der Zeitpunkt der Baufeldfreimachung und des Oberbodenabtrags ist außerhalb der Vogelbrutzeit (1.3.

-30.09.) zu wählen.  
 

A. Denkmalschutz 
Im Planungsgebiet befindet sich kein bekanntes Bodendenkmal. Nordöstlich des Geltungsbereichs befindet
sich das Bodendenkmal mit der Nr. D-2-7539-0082: „Verebnete Grabhügel vorgeschichtlicher Zeitstellung“.
 

Art. 8 DSchG - Auffinden von Bodendenkmälern 
1) 1 Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde
oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 2 Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer
und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund
geführt haben. 3 Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 4 Nimmt der Finder an den Arbei-
ten, die zu dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an
den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der An-
zeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher
freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 

B. Wasserwirtschaft 
 

Niederschlagswasser 
Der Abfluss bzw. die Versickerung des Niederschlags- und Oberflächenwassers bleibt im Wesentlichen
unverändert. 
 

Hang- und Schichtwasser 
Erforderlichenfalls sind Schutzvorkehrungen gegen Hang-, Schicht- und Grundwasser durch die jeweiligen
Eigentümer selbst zu treffen. 
 

Grundwasser - Hochwasser 
Nach dem Informationsdienst Überschwemmungsgefährdete Gebiete des Bayerischen Landesamts für Um-
welt ist das Planungsgebiet nicht von Überschwemmungen betroffen. In einem Teilbereich der externen
Ausgleichsfläche auf Flr. Nr. 811 nördlich der Bahnlinie verläuft der Rettenbach der gemäß den Darstellun-
gen des IÜG im Bereich Flr. Nr. 811 ausufert. 
 

C. Gehölzpflanzungen 
Die Bepflanzungen haben die nach Art. 47 ff des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch er-
forderlichen Abstände zu Nachbargrundstücken einzuhalten. Diese sind 0,50 m für Gehölze, 2,00 m für
Gehölze höher als 2,0 m Wuchshöhe, 4,00 m zu landwirtschaftlichen Nutzflächen für Gehölze höher als
2,00 m bei erheblicher Beeinträchtigung. 
 

D. Landwirtschaft 
Das Sondergebiet grenzt an landwirtschaftlich und forstwirtschaftlich genutzte Flächen. Den Landwirten wird
die Bewirtschaftung ihrer Grundstücke nach guter fachlicher Praxis uneingeschränkt gestattet. Daher müs-
sen insbesondere Geruch, Staub, Lärm und Erschütterung aus den landwirtschaftlich genutzten Flächen in
Kauf genommen werden. Der Betreiber der Anlage hat durch entsprechende Pflege der Randstreifen dafür
zu sorgen, dass sich Ampfer, Disteln und andere Unkräuter nicht auf die angrenzenden landwirtschaftlichen
Flächen ausbreiten können. 
 

E. Hinweise des Landratsamts Landshut, Untere Naturschutzbehörde –  
 Empfehlung Wolfsschutzzaun (für den Fall der Beweidung) 

Um sowohl den Anforderungen an die Wolfssicherheit der Zäunung einerseits als auch die Durchlässigkeit 
der Zäunung für kleine und mittelgroße Säugetiere andererseits zu gewährleisten, zeigt das Bayerische
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz folgende Lösungswege vor:  
• Untergrabschutz über Elektrolitze in max. 20 cm Bodenhöhe außen am Zaun, max. 20 cm Abstand vom
Zaun, zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer Elektrolitze oben am Zaun. 
• Baustahlmatte mit Maschenweite 10x10 cm als Sicherung einer bestehenden Bodenfreiheit, zusätzlich
horizontal · vor dem Zaun ausgelegter Untergrabschutz (z. B. Maschendraht, mind. 60 cm breit); es kann
hierfür z. B. auch eine 1 m breite Baustahlmatte längs abgewinkelt werden und gleichzeitig dem Schutz in
vertikaler sowie horizontaler Richtung dienen;-eine sichere Verankerung im Boden und am Zaun muss ge-
währleistet sein; durch die 10x10 cm-Maschen kommen kleine und mittelgroße Säugetiere wie Igel, Marder
und Feldhasen sowie Hühnervögel noch durch, der Wolf nicht; zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer
Elektrolitze oben am Zaun.  

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Marktgemeinderat Geisenhausen hat in der Sitzung vom 23.03.2021 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans "Solarpark Ödgarten" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 12.05.2021 ortsüblich be-
kannt gemacht. 
 
2. FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf
des Bebauungsplans in der Fassung vom 21.04.2021 hat in der Zeit vom 21.05.2021 bis 22.06.2021 stattgefunden. 
 
3. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf
des Bebauungsplans in der Fassung vom 21.04.2021 hat in der Zeit vom 21.05.2021 bis 22.06.2021 stattgefunden. 
 
4. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 21.01.2022 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 19.03.2022 bis 19.04.2022 beteiligt. 
 
5. AUSLEGUNG 
Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 21.01.2022 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom 19.03.2022 bis 19.04.2022 öffentlich ausgelegt. 
 
6. ERNEUTE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 07.10.2022 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 05.11.2022 bis 05.12.2022 beteiligt. 
 
7. ERNEUTE AUSLEGUNG 
Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 07.10.2022 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. §
4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 05.11.2022 bis 05.12.2022 öffentlich ausgelegt. 
 
8. SATZUNG 
Die Marktgemeinde Geisenhausen hat mit Beschluss des Marktgemeinderats vom 28.03.2023 den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan "Solarpark Ödgarten" gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 17.03.2023 als Satzung beschlossen. 
 
 
 
 

Geisenhausen, den .......................................... ………………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Reff 

 
 
 
9. AUSGEFERTIGT 
 

Geisenhausen, den .......................................... ………………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Reff 

 
10. INKRAFTTRETEN 
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am …………………… gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich
bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu
jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.
 
 
 
 

Geisenhausen, den .......................................... ………………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Reff 

 

F. Ausgleichsflächen 
Der Bedarf an Ausgleichsflächen wird innerhalb des Geltungsbereichs nachgewiesen auf den Ausgleichs-
flächen AF 1 und AF 2. Genauere Angaben hierzu im Umweltbericht. 
Die Ausgleichsmaßnahmen sind entsprechend dem Leitfaden „Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ zeit-
nah nach dem Eingriff umzusetzen. Nach Art. 6 Abs. 1 BayNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft
… „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten
Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit
des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können.“ Der Eingriff liegt somit mit
der tatsächlichen Umnutzung bzw. Umgestaltung der Fläche vor, also z.B. bei Herstellung der Erschließung
auf einer bisher landwirtschaftlich genutzten Fläche. Die Flächen sind nach § 1090 BGB in Form einer be-
schränkt persönlichen Dienstbarkeit  zugunsten des Freistaats Bayern dinglich zu sichern. Alle Flächen sind
durch die Marktgemeinde an das Ökoflächenkataster des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz,
Dienststelle Hof, Referat 56, Hans-Högn-Straße 12, 95030 Hof/Saale zu melden. 
 

G. Hinweise der Deutschen Bahn AG 
 
Infrastrukturelle Belange 
Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie sind so an-
zuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blen-
dung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubringen. 
Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage keinerlei
negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs (z.B. Sichteinschränkungen der Trieb-
fahrzeugführer durch z.B. Blendungen, Reflexionen) entstehen können und dass die Lärmemissionen des
Schienenverkehrs nicht durch Reflexionseffekte erhöht werden. 
Die Deutsche Bahn AG sowie die auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunternehmen sind hin-
sichtlich Staubeinwirkungen durch den Eisenbahnbetrieb (z.B. Bremsabrieb) sowie durch Instandhaltungs-
maßnahmen (z.B. Schleifrückstände beim Schienenschleifen) von allen Forderungen freizustellen. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass aus Schäden und Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit
der Anlage (Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen sind, keine Ansprüche gegenüber
der DB AG sowie bei den auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnverkehrsunternehmen geltend gemacht
werden können. 
Baumaßnahmen in Nähe von Bahnbetriebsanlagen erfordern umfangreiche Vorarbeiten und Sicherungs-
vorkehrungen zum Schutz der Kabel, Leitungen und Anlagen der DB AG. Im unmittelbaren Bereich von DB-
Liegenschaften muss jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel und Leitungen gerechnet
werden. 
 
Eine Beteiligung der DB Kommunikationstechnik GmbH hat ergeben, dass im betroffenen Bereich ein Stre-
ckenfernmelde- und ein Lwl-Kabel der DB Netz AG liegen. 
Die Kabelanlage/der Kabeltrog der DB Netz AG darf nicht überbaut, überschüttet freigegraben oder beschä-
digt werden. Kabelmerkzeichen dürfen nicht entfernt werden. Es ist ein Sicherheitsabstand zum Kabel von
mind. 2,0 m einzuhalten. Die Kabelschächte müssen zum Zwecke der Instandhaltung/Entstörung jederzeit
zugänglich bleiben. Die Lage der Systeme kann den beigefügten Kabellageplänen entnommen werden. 
Vor Baubeginn ist zwingend eine Kabeleinweisung durch die DB Kommunikationstechnik GmbH erforder-
lich. Kontakt: DB.KT.Trassenauskunft-TK@deutschebahn.com.  
Aus organisatorischen Gründen wird der Antragsteller gebeten, einen Termin für die örtliche Kabeleinwei-
sung schriftlich (mindestens 10 Arbeitstage vorher und unter Angabe Streckennummer km von - bis) anzu-
melden.  
Die erfolgte Einweisung ist zu protokollieren. 
Die Forderungen des Kabelmerkblattes und des Merkblattes der Berufsgenossenschaften der Bauwirtschaft
"Erdarbeiten in der Nähe erdverlegter Kabel" sind strikt einzuhalten. Die Merkblätter und eine Verpflich-
tungserklärung werden bei der örtlichen Einweisung übergeben. 
Die Empfangsbestätigung/Verpflichtungserklärung ist rechtzeitig vor Baubeginn und von der bauausführen-
den Firma unterzeichnet an uns zurückzusenden. 

 

Forts. G. Hinweise der Deutschen Bahn AG 
 
Hinweise für Bauten nahe der Bahn: 
Bei Bauarbeiten in Bahnnähe sind Sicherheitsauflagen aus dem Eisenbahnbetrieb zu beachten. Die Einho-
lung und Einhaltung dieser Sicherheitsauflagen obliegt dem Bauherrn im Rahmen seiner Sorgfaltspflicht.
Zur Abstimmung der Sicherung gegen Gefahren aus dem Bahnbetrieb sind die Bauantragsunterlagen (Ein-
gangsstelle DB Immobilien) vorzulegen. 
Die folgenden allgemeinen Auflagen für Bauten / Baumaßnahmen nahe der Bahn dienen als Hinweis: 
Der Eisenbahnverkehr darf – bereits während der Baumaßnahme – weder beeinträchtigt noch gefährdet
werden. 
Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlagen hat nach den anerkannten Regeln
der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, technischen Bedingungen und einschlä-
gigen Regelwerke zu erfolgen. 
Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges Hineingelangen in
den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete und wirksame
Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies gilt auch während der Bauzeit. Auch das
Überschreiten der Bahnanlagen ist grundsätzlich untersagt! 
Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist das Über-
schwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder herunterhängen-
den Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit
TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tra-
gen. 
Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der DB überschwenkt, so ist mit der DB
Netz AG eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens 4 - 8 Wochen vor Kranaufstel-
lung bei der DB Netz AG zu beantragen ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen. 
Baumaterial, Bauschutt etc. dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden. Lagerungen
von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass unter keinen Umständen
Baustoffe oder Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) gelangen. 
Der Deutschen Bahn AG dürfen durch das Vorhaben keine Nachteile und keine Kosten entstehen. Anfal-
lende Kosten sind vom Antragsteller zu übernehmen. 
Wir verweisen auf die Sorgfaltspflicht des Bauherrn. Für alle zu Schadensersatz verpflichtenden Ereignisse,
welche aus der Vorbereitung, der Bauausführung und dem Betrieb des Bauvorhabens abgeleitet werden
können und sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahn auswirken, kann sich eine Haftung des Bauherrn er-
geben. 

 
H. Rückbauverpflichtung 

Eine Rückbauverpflichtung nach Aufgabe der Nutzung der Photovoltaikanlage wird auf privatrechtlicher
Ebene geregelt. Zur Durchsetzung bedarf es eine Duldungsverpflichtung  gem. § 179 Abs. 1 BauGB und
ergänzend der Verpflichtung zum Rückbau mittels städtebaulichem Vertrag. 
 

I. Folgenutzung 
Nach dem Wunsch der Grundstückseigentümer soll als Folgenutzung nach Aufgabe der Photovoltaik-Nut-
zung die Fläche der landwirtschaftlichen Vornutzung zugeführt werden. Dies kann durch entsprechenden
städtebaulichen Vertrag privatrechtlich vereinbart werden. 
 

J. Geh- und Fahrtrecht 
Für den Bereich der Fl.-Nr. 792 wurde ein Geh- und Fahrtrecht eingetragen (Planlicher Hinweis Planzeichen
17.4.), somit ist die Erschließung gesichert. 

 
Die in den textlichen Hinweisen genannten Regelwerke sind bei folgenden Quellen zu beziehen: 
ATV:  DWA - Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V., Kundenzentrum, Theo-

dor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef, Internet: www.atv.de 
VDE: VDE-Verlag GmbH, Bismarckstraße 33, 10625 Berlin,  Internet: www.vde-verlag.de 
DIN: Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin,  Internet: www.beuth.de 
DVGW: Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. Technisch-wissenschaftlicher Verein, 
 Josef-Wirmer Straße 1-3, D-53123 Bonn,  Internet: www.dvgw.de 

Forts. G. Hinweise der Deutschen Bahn AG 
 
Ohne Vorliegen der unterzeichneten Empfangsbestätigung/Verpflichtungserklärung darf mit den Bauarbei-
ten nicht begonnen werden. 
Die Gültigkeit der Betreiberauskunft bezieht sich ausschließlich für den Zeitraum von 6 Monaten. Für Vor-
haben außerhalb dieses Zeitraumes ist die Betreiberauskunft erneut einzuholen. Dies gilt ebenso für Maß-
nahmen außerhalb des in der Zeichnung genau abgegrenzten Bereiches. 
Im Auftrag der Vodafone GmbH wird mitgeteilt, dass der angefragte Bereich das Lwl-Kabel F 7110 der
Vodafone GmbH enthält. Abstimmgen zu Schutzabständen und einer ggf. notwendigen Kabeleinweisung
sind direkt an die Vodafone GmbH, Herrn Ernst Storath Tel.: 0911/6423-133, E-Mail: ernst.storath@voda-
fone.com, zu richten. 
Der Antragsteller ist verpflichtet, die örtlich zuständigen Versorgungsunternehmen (Strom, Gas, Wasser,
Kanal) über evtl. vorhandene Kabel oder Leitungen selbst zu befragen und deren Lage örtlich festzulegen. 
Grenzsteine, Grenzmarkierungen und Kabelmerksteine dürfen nicht beschädigt, verändert, verschüttet oder
überdeckt werden. 
Grundsätzlich dürfen Oberflächen- und sonstige Abwässer nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet wer-
den. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe
kann nicht zugestimmt werden. 
Durch die Maßnahme darf dem Bahngelände kein zusätzliches Oberflächenwasser zugeführt werden. Die
Vorflutverhältnisse dürfen nicht zum Nachteil der Bahnanlagen verändert werden sowie die Bahnkörperent-
wässerungsanlagen (Durchlässe, Bahngräben, etc.) in ihrer Funktion keinesfalls beeinträchtigt werden. 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen der Sicherheit des Ei-
senbahnbetriebes entsprechen. Der Bereich ist von Bäumen, Hecken usw. freizuhalten. 
Bei Bepflanzungen ist grundsätzlich zu beachten, dass Abstand und Art der Bepflanzung entlang der Bahn-
strecke so gewählt werden müssen, dass diese bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen fallen können. Der
Mindestpflanzabstand zur nächstliegenden Gleisachse ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem Si-
cherheitsabstand von 2,50 m. Für das Anpflanzen von Bäumen gilt es den Mindestabstand von 10 m (Frei-
schnittbereich künftige Oberleitungsanlage) einzuhalten. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen
(Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. 
Wir weisen auf die Verkehrssicherungspflicht (§ 823 ff. BGB) des Grundstückseigentümers hin. Soweit von
bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und der Verkehrssicherheit aus-
gehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält
sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden
bzw. zu entfernen. 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Immissionen und Emissionen
(insbesondere Luft- und Körperschall, Erschütterungen, Abgase, Funkenflug, Bremsstaub, elektrische Be-
einflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen kön-
nen. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Immissionen sind erforderlichenfalls von der Ge-
meinde oder den einzelnen Bauwerbern auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen (Schallschutz)
vorzusehen bzw. vorzunehmen. 
Das Vorhaben befindet sich an der zur Elektrifizierung vorgesehenen Bahnstrecke 5720 Neumarkt St. Veit
– Landshut. 
Wir machen darauf aufmerksam, dass durch die geplante Elektrifizierung der Strecke mit dadurch bedingter
Ausgestaltung (Oberleitung und deren Elemente) es künftig zu Einschränkungen kommen kann. Durch das
Aufstellen von Oberleitungsmasten kann es beispielsweise zu Abschattungen kommen. 
Im Rahmen der Vorplanung muss mit dem Betreiber überprüft werden, ob ggf. Teile der Anlage bauzeitlich
zurückgebaut, bzw. umgesetzt werden müssen. Als Ansprechpartner fungiert die DB Netz AG, Projekte
Ausbau Südostbayern, Herr Falko Haase (I.NI-S-A-S), E-Mail: Falko.F.Haase@deutschebahn.com. 
 
Immobilienrelevante Belange: 
Bahneigener Grundbesitz innerhalb des Geltungsbereiches der Bauleitplanung ist nicht vorhanden. 
Grundsätzlich weisen wir darauf hin, dass ohne vertragliche Vereinbarung Bahngelände weder im noch über
dem Erdboden überbaut werden darf. 
Werden Kreuzungen von Bahnstrecken mit Wasser-, Gas- und Stromleitungen sowie Kanälen und Durch-
lässen usw. erforderlich, so sind hierfür entsprechende Kreuzungs- bzw. Gestattungsanträge bei der DB
Immobilien, Liegenschaftsmanagement, zu stellen. 

Die Marktgemeinde Geisenhausen erlässt auf Grund
des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch Gesetz v. 04.01.2023 m. W. v. 01.01.2023,
sowie des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. Nr. 18/2007, S. 588),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 23.12.2022 (GVBl. S. 704)
und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. der Bekanntmachung v. 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 9.12.2022 (GVBl. S. 674)
sowie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) v. 26.06.1962, neugefasst durch Bek. v. 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)
zuletzt geändert durch Gesetz v. 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802)
diesen Bebauungs- und Grünordnungsplan als SATZUNG.


